
hierzu von der Sowjetunion entfaltete Initiative5 6). 
Ihr Ziel war, eine prinzipielle Erklärung der 
Vollversammlung zugunsten der sofortigen Inan­
griffnahme dieses Problems, zugunsten eines Ver­
bots der Atomwaffe und der Notwendigkeit einer ver­
läßlichen internationalen Kontrolle der Rüstungsein- 
schränkungen wie des Atomwaffenverbots herbeizufüh- 

* ren, verbunden mit einem Auftrag an den Sicherheits­
rat der UN zur Ausarbeitung entsprechender konkreter 
Vorschläge und der Einsetzung einer Kommission für 
allgemeine Abrüstung. Tatsächlich beschloß die Voll­
versammlung in der Sitzung vom 14. Dezember 1946, 
eine Herabsetzung und Regelung der Rüstungen und 
Streitkräfte müsse durchgeführt werden, und beauf­
tragte den Sicherheitsrat mit der Einleitung der hierzu 
erforderlichen Schritte. Dieser schuf zur Durchführung 
des Beschlusses ani 13. Februar 1947 die Kommission 
für Konventionelle Waffen.

das Echo auf die Willensbekundung der über 600 Mil­
lionen friedliebenden Menschen in allen Teilen der 
Welt, die dem Stockholmer Appell des Weltfriedens­
rates gegen die Atomwaffen ihre Zustimmung gegeben 
hatten. Die Einsetzung der Abrüstungskommission 
signalisierte aber auch eine neue Etappe im Kampf der 
friedliebenden Staaten um die Beendigung des Wett­
rüstens und stellte eine Reaktion auf die abermalige 
Veränderung der Weltlage zuungunsten der Imperiali­
sten dar, die mit der Errichtung der Chinesischen Volks­
republik wie auch unserer Deutschen Demokratischen 
Republik am 1. bzw. 7. Oktober 1949 deutlich geworden 
war.

Die in der Sache beharrlichen, in den konkreten Vor­
schlägen elastischen Anträge, mit denen die Sowjet­
delegierten Jahr für Jahr an die Vollversamm­
lung herantraten, um ein mögliches Maximum 
an Rüstungsbegrenzung und eine möglichst rasche

Die Kommission für Konventionelle Waffen schloß 
alsbald die Atomwaffe aus der Gruppe dieser Waffen 
aus und reihte sie in die Gruppe der — völkerrechtlich 
verbotenen — Massen Vernichtungswaffen ein. Durch 
Beschluß vom 12. August 1948 gab die Kommission eine 
Definition der Massenvernichtungswaffen als „der 
atomaren Explosivwaffen, der Waffen aus radioaktivem 
Material, der lebensgefährdenden chemischen und bio­
logischen Waffen und anderer künftig hergestellter 
Waffen mit vergleichbaren Merkmalen an vernichtender 
Wirkung“. Über diese wichtige Begriffsbestimmung und 
einige allgemeine Festlegungen kam die Kommission für 
Konventionelle Waffen nicht hinaus, während die von 
den USA dirigierte Mehrheit des Atomausschusses 
dessen Arbeit am 29. Juli 1949 völlig stillegte. Die 
Hintergründe dieses Entschlusses analysierte Prof. 
Muszkat (Warschau) auf der Deutschen Juristentagung 
1950 in Berlin8).

Muszkat legte zutreffend dar, daß die Massenver­
nichtungswaffen bereits jetzt als völkerrechtswidrig 
anzusehen seien. Von Bestimmungen, die solche 
notwendig auch gegen Nichtkombattanten wirkende 
barbarische Waffen diskriminieren, seien noch das 
Genfer Giftgasprotokoll von 1925 und das Mas­
senausrottungsabkommen, das sog. Genocidabkom- 
men von 1948 genannt — beide zwar von mehr 
als 40 Staaten, aber bezeichnenderweise nicht von 
den USA ratifiziert. Ebenso wie die diesen Abkommen 
zugrunde liegenden, in ihnen konkretisierten Prinzipien 
Ausdruck eines generellen Verbots von Massenvemich- 
tungswaffen durch das geltende Völkerrecht sind, ergibt 
sich dies auch aus Art. 6 Punkt a des Statuts des Nürn­
berger Internationalen Militärgerichtshofs vom 
22. August 1945 und aus dem Aggressionsverbot in Art. 
1 Ziff. 1 und Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta7). Dennoch 
käme dem Abschluß einer ausdrücklichen Konvention 
gegen die Entfesselung eines Atomkrieges mit einem 
entsprechenden Verbot von Atom- und Wasserstoff­
waffen nicht nur die Bedeutung einer juristischen Klar­
stellung, sondern erhebliche politische Bedeutung zu, 
zumal die aggressiven Kreise der NATO-Führung seit 
einiger Zeit versuchen, diese Waffen als „fortgebildete“ 
konventionelle Waffen auszugeben.

Die Politik der „Stärke“ und des Kalten Krieges ver­
hinderte es, daß die Kommissionen für Atomenergie und 
für Konventionelle Rüstungen ihren Auftrag erfüllen 
konnten, und als auf Grund einer Resolution der Voll­
versammlung vom 11. Januar 1952 an ihre Stelle eine 
Abrüstungskommission8) trat, war deren Arbeit zu­
nächst nicht weniger gehemmt. Die Bildung der Ab­
rüstungskommission und die gleichzeitige Auflösung 
der besonderen Kommissionen für Atomenergie und für 
Konventionelle Waffen war ein Ausdruck der Einsicht, 
von der die sowjetische Diplomatie schon 1922 auf der 
Konferenz von Genua ausgegangen war, daß sich 
nämlich die Frage des Verbots der Massenvernichtungs­
waffen von der Frage der allgemeinen Abrüstung 
praktisch nicht trennen läßt. Der Beschluß war zugleich

5) Molotow, Fragen der Außenpolitik, S. 345.
6) vgl. den Bericht von Kröger ln NJ 1951 S. 6.
?) vgl. Reintanz, in Wissenschaftliche Zeitschrift der Martin- 

Luther-Universität Halle, Jg. 4 (1954) S. 29—40, und Durde- 
newski-Schewtschenko, in Sowjetwissenschaft (Gesellschafts- 
wiss. Beiträge) Jg. 1956, Heft 2. S. 216—223.

8) Die UN-Abrüstungskommission besteht aus den 11 Mit­
gliedern des Sicherheitsrates und Kanada.

Ausschaltung der Atom- und Wasserstoffwaffen zu 
erreichen, scheiterten immer wieder an der von den 
herrschenden Kreisen der imperialistischen Länder mit 
Hilfe von ihnen abhängiger Regierungen organisierten 
Ablehnung. So erging es den Anträgen der UdSSR, die 
Rüstungen und Streitkräfte der fünf Großmächte bin­
nen Jahresfrist um ein Drittel herabzusetzen (Anträge 
an die 3. und an die 5. Vollversammlung im Jahre 1948 
bzw. 1950), dem Antrag an das 6. Plenum auf Einberu­
fung einer Konferenz aller Staaten zur Einschränkung 
der Streitkräfte und der Rüstungen sowie des Verbots 
der Atomwaffe bis Mitte 1952 und allen anderen An­
trägen auf Ächtung der Massenvernichtungswaffen.

Die Vorschläge der USA, so z. B. der am 5. April 1952 
der Abrüstungskommission unterbreitete „Stadien“-Plan, 
bezweckten lediglich eine Bekanntgabe der Stärke aller 
militärischen und halbmilitärischen Kräfte durch die 
Staaten (1. Stadium), ihrer Organisation und Zusam­
mensetzung (2. Stadium), ihrer Ausrüstung mit her­
kömmlichen Waffen (3. Stadium) und ganz zuletzt 
(4. Stadium) mit atomaren, biologischen und chemischen 
Waffen sowie die laufende internationale Überprüfung 
dieser Angaben. Etwas weiter führte ein französischer 
Vorschlag, der in ein gemeinsames französisch-englisch­
amerikanisches Projekt aufgenommen wurde, das am 
28. Mai 1952 der Abrüstungskommission zuging. In 
ihm tauchen zum ersten Mal konkrete Vorschläge für 
eine zahlenmäßige Begrenzung der Truppenstärke der 
Großmächte auf, und zwar für die UdSSR, die USA 
und China in Höhe von 1 bis IV2 Millionen Mann, für 
England und Frankreich in Höhe von 700 000 bis 
800 000 Mann. In diesem Vorschlag wird die jetzt von 
USA-Vertretern bestrittene Wichtigkeit einer Begren­
zung der Truppenstärken dargelegt und begründet. Da 
aber in diesem gemeinsamen französisch-angloamerika- 
nischen Vorschlag die Frage des Atomwaffenverbots 
und der Beseitigung der Militärstützpunkte auf frem­
dem Boden völlig unberücksichtigt blieb, wies ihn der 
sowjetische Vertreter als unzulänglich zurück.

Mit dem Abschluß des Waffenstillstandes in Korea 
belebten sich, wie auch die Abrüstungskommission in 
einem Bericht vom 30. August 1953 feststellte, die Aus­
sichten für einen positiveren Verlauf der Abrüstungs- 
Verhandlungen. Am 28. November 1953 beschloß die 
8. Vollversammlung der UN die Einsetzung eines Unter­
ausschusses der hauptsächlich interessierten Mächte, der 
in nichtöffentlichen Verhandlungen eine annehmbare 
Lösung des Problems suchen sollte. Ein positives und 
ein negatives Faktum trieben damals die Entwicklung 
voran: der in der Abrüstungsfrage prinzipiell erfolg­
reiche Gedankenaustausch auf der Berliner Außen­
minister-Konferenz im Januar/Februar 1954 einerseits, 
der sich auch im Konferenz-Kommunique vom 
18. Februar niederschlug, die Folgen der amerikanischen 
Wasserstoffbombenexplosion vom 1. März 1954 anderer­
seits, die am 8. April 1954 zu einer Intervention Indiens 
bei der Abrüstungskommission der UN und ihrem 
Unterausschuß führten. Der Mindestvorschlag Pandit 
Nehrus ging auf eine sofortige Beendigung derartiger 
Explosionsexperimente, deren Wiederholung gerade 
gegenwärtig wieder von den USA angekündigt wird, 
und darüber hinaus auf ein absolutes Verbot dieser 
Waffen.

Im Zeichen einer gewissen Entspannung der 
internationalen Lage kam 1954 der Prozeß der 
Verständigung und sachlichen Annäherung der Groß-
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